
   
 

 
   

  
   

 
   

 
 

 

   
  

 
     

   
   
     

  
   

  
  

   
    

    
 

 
 

 
  

  
  

   
  

 
 

 
 

 
  

 
  

  
 

 

Allgemeinverfügung der Stadt Aschaffenburg zur Einhaltung von
Biosicherheitsmaßnahmen in einem festgelegten Gebiet zu prä-
ventiven Zwecken nach der Verordnung (EU) 2016/429 zu Tier-
seuchen („Tiergesundheitsrecht“) i.V.m. der Verordnung zum
Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) dem
Tiergesundheitsgesetz und dem Gesetz über das Landesstrafrecht 
und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz) in der
Stadt Aschaffenburg. 

Aufgrund der Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) 
VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügel-
pest (Geflügelpest-Verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Okto-
ber 2018 (BGBl. I S. 1665), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 
Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Geset-
zes über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffent-
lichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 (BayRS II S. 241) BayRS 
2011-2-I (Art. 1–62), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl. 
S. 236) geändert worden ist, sowie Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über 
den gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) vom 24. 
Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt durch Art. 32a Abs. 1 
des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182) geändert worden ist, ergeht für das 
gesamte Gebiet der Stadt Aschaffenburg folgende: 

Allgemeinverfügung: 

1. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen ähnlicher Art, bei 
denen Geflügel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 VO (EU) 2016/429 und/oder in 
Gefangenschaft gehaltene Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 10 VO (EU) 
2016/429, ausgenommen Tauben, verkauft, gehandelt oder zur Schau gestellt 
werden, sind in der Stadt Aschaffenburg verboten. 

2. Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 des Tenors getroffenen Regelun-
gen wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ange-
ordnet. 

3. Kosten werden nicht erhoben. 

4. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt 
gegeben. 

Begründung 



 
 

 

   

  
 

    
 

 
    

 
  

 

  
 

  
    

   

 
 

  
  

   

  
   

   
 

  

 
 

 
  

 
 

 
  

 
 

 
   

   

I. 

Nachdem sich die Geflügelpestsituation in Bayern über die Sommermonate hinweg 
beruhigt hatte, wurde am 28.10.2022 ein erster HPAI (hochpathogene aviäre In-
fluenza/Geflügelpest) – Ausbruch in einer kleinen Hobby-Entenhaltung im benachbar-
ten Landkreis Miltenberg bestätigt. Seitdem gab es in Bayern insgesamt drei weitere 
Ausbrüche in Hobby-Geflügelhaltungen. Die zuständigen Behörden haben vor Ort um-
gehend alle erforderlichen Bekämpfungsmaßnahmen eingeleitet. 

Aktuell treten Fälle von HPAI in großer Zahl bei Wildvögeln entlang der Nordsee- und 
Atlantikküste von Skandinavien bis nach Spanien auf. Zuletzt wurden vermehrt Fälle 
beim Nutzgeflügel in Frankreich, Italien und Ungarn gemeldet (siehe ADIS OUT-
BREAKS: From 03/11/2022 to 09/11/2022) und erstmals auch in Österreich. Daher 
muss von einer großräumigen Seuchenlage in ganz Mitteleuropa ausgegangen wer-
den, die auch Bayern betrifft. Der herbstliche Vogelzug trägt zur Verbreitung der zirku-
lierenden Viren innerhalb der Wildvogelpopulation bei. Hierdurch hat sich das Risiko
einer Ausbreitung von HPAI-Viren bei Wildvögeln sowie einer Übertragung auf Geflü-
gel und gehaltene Vögel erhöht. Hinzu kommen kühlere Temperaturen und schwä-
chere UV-Strahlung, die ein Überdauern von HPAI-Viren in der Umwelt begünstigen. 
Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) kam in seiner zuletzt veröffentlichten Risikoein-
schätzung vom 08.11.2022 zu dem Ergebnis, dass das Risiko einer Ausbreitung von
HPAIV bei Wildvögeln sowie einer Übertragung auf Geflügel und gehaltene Vögel für 
ganz Deutschland als hoch eingestuft werden muss. 

In Bayern wird das Risiko der Ausbreitung von HPAIV bei Wildvögeln sowie einer Über-
tragung auf Geflügel und gehaltene Vögel aufgrund der Seuchenausbrüche bei gehal-
tenen Vögeln und der dynamischen HPAI-Situation in Deutschland und Europa aktuell 
als hoch eingestuft. Erschwerend kommt hinzu, dass der Handel mit Lebendgeflügel 
ein erhebliches Risiko zur Verschleppung von HPAIV birgt. 

Tierhalter sind grundsätzlich aufgefordert, auf mögliche Erkrankungen beim Geflügel 
und gehaltenen Vögeln zu achten und bei Auffälligkeiten in jedem Fall einen Tierarzt 
hinzuzuziehen. Bei Vorliegen erhöhter Tierverluste oder deutlicher Leistungseinbußen 
im Bestand sind gemäß Geflügelpestschutzverordnung Untersuchungen zum Aus-
schluss der Geflügelpest einzuleiten oder im Falle eines Seuchenverdachts die zu-
ständige Behörde zu informieren. 

II. 

Die Stadt Aschaffenburg ist gemäß Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs. 2 GVVG sachlich 
und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) örtlich zuständig. 

Begründung zu Nr. 1 
Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten sowie Veranstaltun-
gen ähnlicher Art mit Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln in Nr. 4 die-
ser Allgemeinverfügung ergibt sich Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 
55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verord-
nung i.V.m. § 4 Abs. 2 der ViehVerkV und stützt sich auf die aktuelle Risikobewer-
tung des LGL vom 16.11.2022 für das Auftreten des Geflügelpest-Virus (HPAIV) in 
Bayern. Hiernach kann die zuständige Behörde zur Vorbeugung von Tierseuchen 



 
 

  
  

 
 

  
 

 
 

 
 

  
  

 
 

   
 

 
 

 

 
  

 
 

 
     

 

    

   

 

  
 

 
  

  
   

 

  

   

   

und deren Bekämpfung Verfügungen über die Durchführung von Veranstaltungen, 
anlässlich derer Tiere zusammenkommen, erlassen. Das gemäß Nr. 4 dieser Allge-
meinverfügung angeordnete Verbot Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten 
sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen 
Vögeln, ausgenommen Tauben, im der Stadt Aschaffenburg ist erforderlich, da durch 
den bei solchen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt von Tieren ein bislang 
nicht abschätzbares Infektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf eine Verschlep-
pung von potentiell infizierten Tieren möglich ist. 

Begründung zu Nr. 2 
Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in der Nummer 1 und in der Nummer 2 
dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 S. 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da 
es sich bei der aviären Influenza H5N1 um eine hochansteckende und leicht über-
tragbare Tierseuche handelt, deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden 
und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz 
vor der Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche Ver-
zögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Rechtmäßigkeit der amt-
lichen Verfügung zur Prävention der Seucheneinschleppung gerichtlich festgestellt 
wird. Insofern überwiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein 
entgegenstehendes privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung einer eventu-
ellen Klage. 

Begründung zu Nr. 3 
Die Kostenentscheidung in Nr. 4 dieser Allgemeinverfügung beruht auf Art. 13 des 
Ausführungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (BayAGTierGesG). 

Begründung zu Nr. 4 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt 
bei öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntma-
chung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 
Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Be-
kanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von dieser Vorschrift wird Gebrauch 
gemacht. Gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 und 2 BayVwVfG i.V.m. Art. 4 
Abs. 2 des Bayerischen E-Government-Gesetzes (BayEGovG) gilt diese Allgemein-
verfügung einen Tag nach ihrer Veröffentlichung auf der Homepage der Stadt 
Aschaffenburg als bekannt gegeben. Nachträglich wird diese Allgemeinverfügung in 
den Amtlichen Bekanntmachungen im Main-Echo veröffentlicht. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Be-
kanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg in 97082 Würzburg 

Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg 

Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg 



 

 

 

    
 

 

 

  

 

 

 

 

 

 
 

 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 
einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätz-
lich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge 
der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

Aschaffenburg 09.12.2022 
Dr. Gruber 
Ordnungsreferent 
Stadt Aschaffenburg 
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